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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage des 
Oö. Gemeinde-Kundmachungsreformgesetzes 

 
 

Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990) 
 

 
I. HAUPTSTÜCK 
Die Gemeinde 
3. Abschnitt 

Verwaltungsgemeinschaften und öffentlich-rechtliche Vereinbarungen 
§ 13 

Verwaltungsgemeinschaften 
(1) Zur gemeinschaftlichen Geschäftsführung ihrer Angelegenheiten können Gemeinden 

auf Grund übereinstimmender Gemeinderatsbeschlüsse die Bildung einer 
Verwaltungsgemeinschaft vereinbaren. Die Vereinbarung hat insbesondere nähere 
Bestimmungen über den Sitz, die Bezeichnung, die Geschäftsführung, das Verhältnis der 
Beteiligung am Aufwand und die Auflösung der Verwaltungsgemeinschaft zu enthalten. Eine 
Verwaltungsgemeinschaft hat keine Rechtspersönlichkeit. Der selbständige Bestand der 
Gemeinden, ihre Rechte und Pflichten sowie die Zuständigkeit ihrer Organe werden durch die 
Einrichtung einer Verwaltungsgemeinschaft nicht berührt. 

(2) Die Einrichtung einer Verwaltungsgemeinschaft ist der Landesregierung schriftlich 
anzuzeigen. Wird die Einrichtung einer Verwaltungsgemeinschaft nicht binnen acht Wochen 
nach Einlangen der Anzeige beim Amt der Oö. Landesregierung untersagt, kann sie ihre 
Tätigkeit beginnen. Die Landesregierung hat die Einrichtung einer Verwaltungsgemeinschaft 
zu untersagen, wenn 
 1. keine dem Gesetz entsprechende Vereinbarung der beteiligten Gemeinden vorliegt, 
 2. die Verwaltungsgemeinschaft den Interessen der Vereinfachung und Verbilligung der 

Geschäftsführung der Gemeinden zuwiderläuft oder 
 3. die Verwaltungsgemeinschaft die ordnungsgemäße Erfüllung der gemeinschaftlich zu 

besorgenden Aufgaben nicht gewährleistet. 
(3) Die Auflösung einer Verwaltungsgemeinschaft ist der Landesregierung anzuzeigen; sie 

wird wirksam, sofern sie nicht binnen acht Wochen nach Einlangen der Anzeige beim Amt der 
Oö. Landesregierung untersagt wird. Die Landesregierung hat die Auflösung einer 
Verwaltungsgemeinschaft zu untersagen, wenn die beteiligten Gemeinden nicht in der Lage 
sind, die bisher gemeinschaftlich besorgten Aufgaben ordnungsgemäß allein zu besorgen. 

(4) Die Landesregierung kann die Verwaltungsgemeinschaft nach Anhören der beteiligten 
Gemeinden auch gegen deren Willen auflösen, wenn die ordnungsgemäße Besorgung der 
gemeinschaftlichen Aufgaben nicht gewährleistet ist. 

(5) Die Vereinbarung ist von den an der Verwaltungsgemeinschaft beteiligten Gemeinden 
an der Amtstafelgemäß § 94 kundzumachen. 

(6) Über Streitigkeiten zwischen den an der Verwaltungsgemeinschaft beteiligten 
Gemeinden hat die Landesregierung mit Bescheid zu entscheiden. 
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5. Abschnitt 
Organe der Gemeinde 

§ 29 
Gemeinsame Bestimmungen für die Wahl der Mitglieder des Gemeindevorstandes 

(1) Wahlvorschläge im Sinne der §§ 25 bis 27 sind nur gültig, wenn sie von der absoluten 
Mehrheit jener Mitglieder des Gemeinderates unterzeichnet sind, die der Fraktion angehören, 
die zur Erstattung des Wahlvorschlages berechtigt ist. Im Fall des § 28 Abs. 1 lit. b ist der 
Wahlvorschlag überdies von der absoluten Mehrheit jener Gemeinderatsmitglieder, die der auf 
Vertretung im Gemeindevorstand nicht anspruchsberechtigten Fraktion angehören, zu 
unterzeichnen. Ein Mitglied des Gemeinderates kann für die Besetzung einer Stelle im 
Gemeindevorstand (§§ 25 bis 27) innerhalb eines Wahlganges nur einen Wahlvorschlag 
unterzeichnen; unterzeichnet es mehrere, so sind alle von ihm geleisteten Unterschriften 
ungültig. 

(2) Für die Wahlen, bei denen jeweils nur ein Teil der Mitglieder des Gemeinderates 
wahlberechtigt ist, ist die Anwesenheit von jeweils zwei Drittel der dabei Wahlberechtigten und 
die absolute Stimmenmehrheit der anwesenden Wahlberechtigten erforderlich. 

(3) Wird bei Wahlen gemäß § 26 von einer Fraktion, die allein zur Einbringung eines 
Wahlvorschlages berechtigt ist, kein oder nur ein ungültiger Wahlvorschlag eingebracht oder 
sind bei solchen Wahlen nicht mindestens zwei Drittel der dabei wahlberechtigten Mitglieder 
des Gemeinderates anwesend, so geht das Recht der Besetzung der für die betreffende 
Fraktion in Frage kommenden Mandate für diesen Wahlgang auf den gesamten Gemeinderat 
über, wobei jedoch nicht nur die der betreffenden Fraktion angehörenden Mitglieder des 
Gemeinderates wählbar sind. In einem solchen Fall ist jedes dieser Mandate in einem eigenen 
Wahlgang zu besetzen. Für die Wahl finden die Bestimmungen des § 25 Abs. 3 bis 5 sowie 7 
sinngemäß Anwendung. 

(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten für Wahlen gemäß § 27 sinngemäß. 
(5) Ist bei Wahlen die Stärke der Fraktionen maßgebend, so ist bei der Berechnung des 

Stärkeverhältnisses zunächst die Anzahl der Mandate im Gemeinderat heranzuziehen. Gibt 
dies nicht den Ausschlag, so sind die Parteisummen (§ 25 Abs. 4 letzter Satz) heranzuziehen. 
Bei gleichen Parteisummen entscheidet das Los, das von dem an Jahren jüngsten 
anwesenden Mitglied des Gemeinderates zu ziehen ist. 

(6) Der Bürgermeister hat jede Wahl in den Gemeindevorstand unverzüglich an der 
Amtstafel kundzumachen. 

(7) Der Bürgermeister hat jede Wahl in den Gemeindevorstand und jede Änderung in der 
Zusammensetzung des Gemeindevorstands jeweils unverzüglich der Landesregierung 
bekanntzugeben. Die Landesregierung hat unter Bedachtnahme auf die technischen 
Gegebenheiten der Gemeindevertretungs-Datenbank und der notwendigen 
Qualitätssicherung mittels Verordnung festzusetzen, in welcher Art das Ergebnis der im 
Anschluss an eine Gemeinderatswahl durchgeführten Wahlen in den Gemeindevorstand und 
jede Änderung in der Zusammensetzung des Gemeindevorstands zu übermitteln sind. 
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§ 31 
Abberufung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes 

(1) Der Bürgermeister, die Vizebürgermeister und die weiteren Vorstandsmitglieder 
können von ihrem Mandat im Gemeindevorstand auf Grund eines Mißtrauensantrages 
abberufen werden. Die Abberufung eines direkt gewählten Bürgermeisters bedarf zusätzlich 
der Bestätigung durch eine Volksabstimmung (§ 31a). 

(2) Ein Mißtrauensantrag gegen den Bürgermeister kann von den Mitgliedern des 
Gemeinderates gestellt werden. Ein Mißtrauensantrag gegen die übrigen Vorstandsmitglieder 
kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der Wahl des 
betreffenden Vorstandsmitgliedes stimmberechtigt waren; ist ein solches Mitglied verhindert 
oder inzwischen ausgeschieden, ist an seiner Stelle das Ersatzmitglied bzw. das nachberufene 
Mitglied antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu 
begründen; er ist gültig, wenn er von wenigstens zwei Drittel der Antragsberechtigten 
unterschrieben ist. Das Mitglied des Gemeindevorstandes, auf das sich der Antrag bezieht, ist 
weder antrags- noch unterschriftsberechtigt. Ein Misstrauensantrag kann nicht als 
Dringlichkeitsantrag (§ 46 Abs. 3) eingebracht werden. 

(3) Über einen nach Abs. 2 eingebrachten Mißtrauensantrag ist in der nächsten Sitzung 
des Gemeinderates, die spätestens binnen acht Wochen anzuberaumen ist, in geheimer 
Abstimmung Beschluß zu fassen. Für diesen Beschluß ist die Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmberechtigten erforderlich. Stimmberechtigt sind jene Mitglieder des Gemeinderates, die 
gemäß Abs. 2 zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. 

(4) Hat der Gemeinderat einen Mißtrauensantrag gegen einen direkt gewählten 
Bürgermeister beschlossen, ist frühestens sechs und spätestens zwölf Wochen nach der 
Beschlußfassung eine Volksabstimmung gemäß § 31a darüber durchzuführen. Der 
Gemeinderat hat in derselben Sitzung, in der der Mißtrauensantrag beschlossen wird, den Tag 
der Volksabstimmung, der ein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag sein muß, festzulegen. Der 
zur Vertretung berufene Vizebürgermeister hat die Beschlüsse über den Mißtrauensantrag und 
die Volksabstimmung unverzüglich der Landesregierung unter Anschluß aller für die 
Überprüfung der Gesetzmäßigkeit erforderlichen Unterlagen zur Überprüfung vorzulegen. 
Unverzüglich nach Einlangen der Mitteilung der Aufsichtsbehörde, daß sie keinen Anlaß zum 
Einschreiten gemäß § 103 findet, spätestens aber vier Wochen nach der Beschlußfassung hat 
der zur Vertretung berufene Vizebürgermeister Tag und Gegenstand der Volksabstimmung 
gemäß § 94an der Amtstafel kundzumachen. 

(5) Die der Aufsichtsbehörde gegen Mitglieder des Gemeindevorstandes zustehenden 
Aufsichtsbefugnisse werden durch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. 

§ 38 
Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, die Behandlung einer bestimmten in seinen 
Aufgabenbereich (§ 43) fallenden Angelegenheit vom Vorliegen des Ergebnisses einer 
Volksbefragung in der Gemeinde abhängig zu machen. Eine Volksbefragung in diesen 
Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies hinsichtlich einer bestimmten Frage von einer 
Mindestanzahl der zum Gemeinderat Wahlberechtigten verlangt wird. Diese Mindestanzahl 
berechnet sich wie folgt: 
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 1. in Gemeinden mit bis zu 1.000 für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat 
Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 18 % der Anzahl der für die 
vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, mindestens aber durch 50 
Personen, wobei eine Unterstützung durch 150 Personen jedenfalls ausreicht; 

 2. in Gemeinden mit mehr als 1.000 und bis zu 10.000 für die vorangegangene Wahl zum 
Gemeinderat Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 15 % der Anzahl der 
für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, wobei eine 
Unterstützung durch 900 Personen jedenfalls ausreicht; 

 3. in Gemeinden mit mehr als 10.000 für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat 
Wahlberechtigten: Unterstützungserklärungen durch 9 % der Anzahl der für die 
vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, wobei eine Unterstützung 
durch 1.400 Personen jedenfalls ausreicht. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 
Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 
konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 
Volksbefragung sein. 

(3) Jedes wahlberechtigte Gemeindemitglied kann bei der Gemeinde einen Antrag auf 
Durchführung einer Volksbefragung über eine bestimmte Frage niederschriftlich einbringen. 
Am Tag nach der Einbringung dieses Antrages ist der Wortlaut der Frage sowie die 
erforderliche Mindestzahl von Anträgen wahlberechtigter Gemeindemitglieder, die sich diesem 
Begehren anschließen müssen, und der hiebei einzuhaltende Vorgang vom Bürgermeister an 
der Amtstafel kundzumachen. 

(4) Alle Anträge, die hinsichtlich desselben Fragewortlautes innerhalb von vier Wochen, 
gerechnet vom Tag der Kundmachung des ersten Antrages, beim Gemeindeamt persönlich 
zur Niederschrift gegeben werden, zählen im Sinne des Abs. 1. Sie sind jeweils spätestens 
am übernächsten Tag nach der Errichtung der Niederschrift nach Prüfung durch den 
Bürgermeister nach der Reihenfolge der Errichtung fortlaufend zu numerieren und in eine Liste 
einzutragen. Die Liste hat Name, Anschrift, Geburtsdatum und Beruf des Antragstellers sowie 
das Datum der Errichtung der Niederschrift zu enthalten und ist bis zum Ablauf der 
vierwöchigen Frist zur Antragstellung, im Falle der Durchführung der Volksbefragung bis zum 
Ablauf des Tages der Volksbefragung öffentlich im Gemeindeamt aufzulegen. 

(5) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksbefragung beziehungsweise spätestens eine 
Woche nach Errichtung jener Niederschrift, durch welche die zur Vornahme der 
Volksbefragung erforderliche Mindestzahl von Anträgen erreicht wird, hat der Gemeinderat 
den Tag der Volksbefragung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher 
Feiertag nach Ablauf der Auflegungsfrist für das Wählerverzeichnis vorgesehen werden. 

(6) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat oder vom Antragsteller 
bei der Errichtung der ersten Niederschrift in Form einer Frage so formuliert werden, daß die 
Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(7) Der Tag der Volksbefragung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom 
Bürgermeister gemäß § 94 kundzumachen. Binnen zwei Wochen ab dem Kundmachungstag 
sind die Wählerverzeichnisse öffentlich aufzulegen; die Auflegungsfrist beträgt eine Woche. 
Die Wählerverzeichnisse sind auf Grund der Wählerevidenz im Sinne des 
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Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
Nr. 117/1996 und der Europa-Wählerevidenz (Europa-Wählerevidenzgesetz, BGBl. 
Nr. 118/1996) anzulegen. Wahlausweise sind nicht auszustellen. 

(8) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten. Anders bezeichnete Stimmzettel 

sind ungültig. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig ausgefüllten Stimmzettel und lauten 
diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 

auf „Ja“ oder alle auf „Nein“, so sind sie nur als ein Stimmzettel zu zählen. 
(9) Die Volksbefragung ist von der Gemeindewahlbehörde und den 

Sprengelwahlbehörden durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl 
des Gemeinderates eingerichtet sind. 

(10) Soweit im vorstehenden nichts besonderes bestimmt ist, sind für das Verfahren bei 
der Volksbefragung die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung sinngemäß 
anzuwenden. 

(11) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom Bürgermeister unverzüglich an der 
Amtstafel kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand der Volksbefragung war, ist in 
die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates aufzunehmen. 

III. HAUPTSTÜCK 
Zuständigkeit und Geschäftsführung der Gemeindeorgane 

1. Abschnitt 
Gemeinderat 

§ 45 
Einberufung von Sitzungen 

(1) Der Gemeinderat hat je nach Bedarf, wenigstens aber in jedem Vierteljahr einmal 
zusammenzutreten. Die Sitzungen des Gemeinderates sind vom Bürgermeister einzuberufen. 
Tag und Stunde sind so festzusetzen, dass möglichst alle Mitglieder des Gemeinderates an 
der Sitzung teilnehmen können. Der Bürgermeister hat den Mitgliedern des Gemeinderates 
einen Plan über die Sitzungstermine für mindestens sechs Monate im Voraus (Sitzungsplan) 
nachweisbar zuzustellen. 

(2) Der Bürgermeister ist verpflichtet, eine Sitzung des Gemeinderates binnen einer 
Woche einzuberufen, wenn dies wenigstens ein Viertel der Mitglieder des Gemeinderates oder 
die Aufsichtsbehörde verlangt. Das Verlangen muss schriftlich gestellt werden und den 
Gegenstand, der dem Verlangen auf Einberufung zugrunde liegt, umschreiben. Diese Sitzung 
ist spätestens innerhalb eines Monats unter Bekanntgabe der Tagesordnung und Anschluss 
des schriftlichen Verlangens anzuberaumen. 

(2a) Kommt die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister dem Verlangen der 
Aufsichtsbehörde gemäß Abs. 2 nicht rechtzeitig nach, so kann die Aufsichtsbehörde die 
Einberufung der Sitzung vornehmen; § 104 ist sinngemäß anzuwenden. Die Aufsichtsbehörde 
kann zu den Sitzungen des Gemeinderats, die auf Grund ihres Verlangens einberufen werden, 
eine Vertreterin bzw. einen Vertreter mit beratender Stimme entsenden. 

(3) Jedes Mitglied des Gemeinderates ist von der Abhaltung der Sitzung mindestens 
sieben Tage, in besonders dringenden Fällen 24 Stunden vorher schriftlich unter Bekanntgabe 
des Tages, der Beginnzeit, des Ortes und der Tagesordnung der Sitzung zu verständigen. Die 
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Verständigung ist den Mitgliedern des Gemeinderates nachweisbar zuzustellen, sofern die 
Sitzung nicht im Sitzungsplan (Abs. 1) enthalten ist. 

(4) Die Abhaltung einer Sitzung des Gemeinderates ist vom Bürgermeister sieben Tage, 
in besonders dringenden Fällen 24 Stunden vorher unter Angabe des Tages, der Beginnzeit, 
des Ortes und der Tagesordnung der Sitzung unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 54 
Abs. 6 an der Amtstafel kundzumachen. 

V. HAUPTSTÜCK 
Gemeindehaushalt 

2. Abschnitt 
Gemeindevoranschlag 

§ 76 
Erstellung und Beschlussfassung 

(1) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat alljährlich vor Ablauf des 
Haushaltsjahres den Entwurf des Gemeindevoranschlags zu erstellen. 

(2) Wenn im Entwurf des Gemeindevoranschlags der Haushaltsausgleich nicht erreicht 
wird oder nicht als erreicht gilt, hat die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister den Entwurf 
vor der Auflage zur öffentlichen Einsicht gemäß Abs. 3 und der Vorlage an den Gemeinderat 
gemäß Abs. 4 der Landesregierung vorzulegen. Die Landesregierung kann der 
Bürgermeisterin bzw. dem Bürgermeister Maßnahmen zur Erreichung des 
Haushaltsausgleichs vorschlagen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat darauf 
aufbauend einen neuen Entwurf zu erstellen. 

(3) Vor der Vorlage an den Gemeinderat gemäß Abs. 4 ist der Entwurf eine Woche im 
Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und 
entsprechend den Vorgaben des Abs. 7 auf der Homepage der Gemeinde bereitzuhalten. Die 
Auflage ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister fristgerecht mit dem Hinweis an 
der Amtstafel kundzumachen, dass es jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
machen kann, freisteht, innerhalb der Auflagefrist gegen den Entwurf schriftliche 
Einwendungen beim Gemeindeamt einzubringen. Solche Einwendungen sind von der 
Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister mit einer Äußerung dem Gemeinderat vorzulegen 
und von diesem bei der Beratung des Gemeindevoranschlags in Erwägung zu ziehen. 
Spätestens mit der öffentlichen Auflage ist eine Ausfertigung des Entwurfs jeder Fraktion und 
darüber hinaus - auf Antrag - jedem Mitglied des Gemeinderats zu übermitteln. 

(4) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat den Entwurf so zeitgerecht zu 
erstellen, dass der Gemeinderat hierüber noch vor Beginn des Haushaltsjahres Beschluss 
fassen kann. Wenn irgend möglich ist daher der Entwurf dem Gemeinderat vier Wochen vor 
Beginn des Haushaltsjahres vorzulegen. 

(5) Die Beratung und Beschlussfassung über den Gemeindevoranschlag obliegt dem 
Gemeinderat in öffentlicher Sitzung. 

(6) Gleichzeitig mit der Beschlussfassung über den Gemeindevoranschlag hat der 
Gemeinderat die Höhe der allenfalls aufzunehmenden Kassenkredite und Darlehen 
festzusetzen. Spätestens zu diesem Zeitpunkt hat der Gemeinderat die für die Ausschreibung 
und Einhebung der Gemeindeabgaben erforderlichen Beschlüsse zu fassen. 



  Seite 7 

(7) Der vom Gemeinderat beschlossene Gemeindevoranschlag ist zwei Wochen im 
Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und gemäß den 
Bestimmungen der VRV 2015 auf der Internetseite der Gemeinde bereitzuhalten. Die Auflage 
ist von der Bürgermeisterin bzw. von dem Bürgermeister fristgerecht an der Amtstafel 
kundzumachen. 

4. Abschnitt 
Rechnungsabschluß 

§ 92 
Erstellung des Rechnungsabschlusses 

(1) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat nach Abschluss jedes Haushaltsjahres 
über die gesamte Gebarung der Gemeinde den Rechnungsabschluss zu erstellen. 

(2) Der Rechnungsabschluss hat ein möglichst getreues, vollständiges und einheitliches 
Bild der Vermögens-, Finanzierungs- und Ergebnislage der Gemeinde zu vermitteln. Sämtliche 
Sachverhalte, die am Rechnungsabschlussstichtag (31. Dezember) bereits bestanden haben, 
sind bis zum Stichtag für die Erstellung des Rechnungsabschlusses in die 
Abschlussrechnungen aufzunehmen. Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister hat den 
jeweiligen Stichtag für die Erstellung des Rechnungsabschlusses zu bestimmen und diesen 
Stichtag im Rechnungsabschluss anzugeben. 

(3) Der Rechnungsabschluss ist so rechtzeitig zu erstellen, dass er spätestens drei Monate 
nach Ablauf des Haushaltsjahres dem Gemeinderat vorgelegt werden kann. 

(4) Für wirtschaftliche Unternehmungen gemäß § 69 Abs. 1 Z 1 sind gleichfalls 
Rechnungsabschlüsse (Bilanzen und Erfolgsrechnungen) zu erstellen; sie bilden einen 
wesentlichen Bestandteil des Rechnungsabschlusses der Gemeinde. Für wirtschaftliche 
Unternehmungen gemäß § 69 Abs. 1 Z 1, die andere gesetzliche Regelungen anwenden und 
eigene Rechnungsabschlüsse erstellen, sind diese Rechnungsabschlüsse ohne Anlagen 
einzeln dem Rechnungsabschluss der Gemeinde beizulegen und für die Ergebnis- und 
Vermögensrechnung auf erster Ebene mit dem Gesamthaushalt der Gemeinde 
zusammenzufassen. 

(5) Im Rechnungsabschluss sind insbesondere alle Haftungen der Gemeinde 
darzustellen, wobei zu jeder Haftung der Haftungsrahmen, der Ausnützungsgrad, die zur 
Beurteilung der Einhaltung von Haftungsobergrenzen notwendigen Angaben und eine 
allenfalls getroffene Risikovorsorge auszuweisen ist. 

(6) Über die Gebarung der in der Verwaltung der Gemeinde stehenden selbständigen 
Fonds und Stiftungen sind jeweils gesonderte Rechnungsabschlüsse nach den für diese 
Einrichtungen geltenden Vorschriften zu erstellen und dem Rechnungsabschluss der 
Gemeinde anzuschließen. Fehlen solche Vorschriften, sind für diese Rechnungsabschlüsse 
die für den Rechnungsabschluss der Gemeinde geltenden Bestimmungen sinngemäß 
anzuwenden. 

(7) Die Ergebnis- und die Finanzierungsrechnung sind auf der Ebene „Gesamthaushalt“ 

sowohl mit den internen Vergütungen als auch ohne diese (Bereinigung) auszuweisen. 
(8) Der Rechnungsabschluss hat einen Lagebericht zu enthalten, der einen Überblick über 

die tatsächlichen Verhältnisse der Vermögens-, Fremdmittel-, Ertrags- und Finanzierungslage 
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der Gemeinde bietet. Hierbei ist auch auf wirtschaftliche Unternehmungen gemäß § 69 Abs. 1 
Z 1 einzugehen. 

(9) Der Rechnungsabschluss ist vor der Vorlage an den Gemeinderat zwei Wochen im 
Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und 
entsprechend den Vorgaben des § 93 Abs. 4 auf der Homepage der Gemeinde bereitzuhalten. 
Die Auflage ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister fristgerecht mit dem Hinweis 
an der Amtstafel kundzumachen, dass es jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft 
machen kann, freisteht, innerhalb der Auflagefrist gegen den Rechnungsabschluss schriftliche 
Einwendungen beim Gemeindeamt einzubringen. Solche Einwendungen sind von der 
Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister mit einer Äußerung dem Gemeinderat vorzulegen 
und von diesem bei der Beratung des Rechnungsabschlusses in Erwägung zu ziehen. 
Spätestens mit der öffentlichen Auflage ist eine Ausfertigung des Rechnungsabschlusses 
jeder Fraktion, jedem Mitglied des Prüfungsausschusses und - auf Antrag - jedem sonstigen 
Mitglied des Gemeinderats zu übermitteln. 

(10) Die Landesregierung kann nähere Bestimmungen zur Durchführung der in diesem 
Abschnitt enthaltenen Vorschriften durch Verordnung regeln. 

§ 93 
Beschlußfassung über den Rechnungsabschluß 

(1) Die Beratung und Beschlußfassung über den Rechnungsabschluß obliegen dem 
Gemeinderat in öffentlicher Sitzung. Die Grundlage für die Beschlußfassung des 
Gemeinderates bildet der nach § 91 Abs. 3 erstellte Bericht des Prüfungsausschusses. 

(2) Ergeben sich gegen den Rechnungsabschluß Anstände, so hat der Gemeinderat die 
zu ihrer Behebung notwendigen Beschlüsse zu fassen. 

(3) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluß so zeitgerecht zu erledigen, daß dieser 
spätestens vier Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis 
gebracht werden kann. 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Rechnungsabschluss ist zwei Wochen im 
Gemeindeamt während der Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen und gemäß den 
Bestimmungen der VRV 2015 auf der Homepage der Gemeinde bereitzuhalten. Die Auflage 
ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister fristgerecht an der Amtstafel 
kundzumachen. 

VI. HAUPTSTÜCK 
Kundmachungen und Verfahren 

§ 94 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Gemeindeorgane sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, innerhalb von zwei Wochen nach der Beschlussfassung elektronisch im Rahmen des 
Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) kundzumachen. Die kundzumachenden 
Verordnungen sind in Form eines elektronischen Verordnungsblattes an den Bund 
elektronisch zu übermitteln und im Internet unter der Adresse „www.ris.bka.gv.at“ durch 

Freigabe zur Abfrage zu veröffentlichen. 
(2) Das Verordnungsblatt hat die Bezeichnung „Verordnungsblatt der Stadtgemeinde“, 

„Verordnungsblatt der Marktgemeinde“ bzw. „Verordnungsblatt der Gemeinde“, ergänzt durch 
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den Namen der jeweiligen Gemeinde, zu tragen und den Jahrgang, die jahrgangsweise 
fortlaufende Kundmachungsnummer und den Tag der Freigabe zur Abfrage im Internet zu 
enthalten. 

(3) Wenn in der Verordnung oder im Gesetz oder verfassungsmäßig nichts anderes 
bestimmt ist, erstreckt sich die Rechtswirksamkeit auf das gesamte Gemeindegebiet und 
beginnt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung; als solcher gilt der Tag der Freigabe 
zur Abfrage im Internet. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei Gefahr im Verzug, 
kann jedoch in der Verordnung angeordnet werden, dass ihre Rechtswirksamkeit bereits mit 
dem Tag der Freigabe zur Abfrage im Internet beginnt. 

(4) Wenn und solange die Kundmachung der als Verordnungsblatt kundzumachenden 
Verordnungen im Rahmen des RIS nicht bloß vorübergehend unmöglich ist, hat deren 
Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher und vollständiger Weise zu erfolgen. Abs. 3 
ist sinngemäß anzuwenden. Solcherart kundgemachte Verordnungen sind sobald wie möglich 
im Rahmen des RIS unter der im Abs. 1 genannten Internetadresse wiederzugeben; diese 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

§ 94a 
Zugang zu den Verordnungen 

(1) Die im Rahmen des RIS kundgemachten Verordnungen sind vom Bund auf Dauer im 
RIS unter der im § 94 Abs. 1 genannten Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten; sie 
müssen jederzeit ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich sein, sodass 
jedermann vom Inhalt der Verordnungen Kenntnis erlangen und Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Beim Gemeindeamt kann während der Amtsstunden unentgeltlich Einsicht in den Text 
geltender Verordnungen, einschließlich in das elektronische Verordnungsblatt, genommen 
werden. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die 
Herstellung von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 94 
Kundmachung 

(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, 
zu ihrer Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 
Rechtswirksamkeit auf das gesamte Gemeindegebiet und beginnt mit dem auf den Ablauf der 
Kundmachungsfrist folgenden Tag. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei Gefahr im 
Verzug, kann jedoch in der Verordnung angeordnet werden, dass ihre Rechtswirksamkeit 
bereits vor diesem Zeitpunkt beginnt, frühestens jedoch mit Ablauf des Kundmachungstages. 

(3) Die Kundmachung ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister binnen zwei 
Wochen nach der Beschlussfassung an der Amtstafel durchzuführen. Die Kundmachungsfrist 
beträgt zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 Abs. 2 und § 33 
Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBl. Nr. 51/1991, in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, sinngemäß. Neben der Kundmachung an 
der Amtstafel und ohne Einfluss auf die Rechtswirksamkeit sind Verordnungen der Gemeinde 
von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf andere Art ortsüblich 
bekanntzumachen, wenn dies notwendig oder zweckmäßig ist. 
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(4) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung an der 
Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Gemeindeamt zur öffentlichen 
Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen Kundmachungsfrist 
aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung kundzumachen. 

(5) Der Text geltender Verordnungen ist im Gemeindeamt zur Einsichtnahme 
bereitzuhalten. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz 
die Herstellung von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 gelten, sofern die Gesetze nichts anderes 
bestimmen, sinngemäß auch für alle jene Fälle, in denen die Kundmachung von anderen 
Beschlüssen der Gemeinde gesetzlich angeordnet ist oder solche Beschlüsse die 
Öffentlichkeit berühren. 

§ 94a 
Amtstafel 

(1) Beim Amtsgebäude des Gemeindeamts ist eine Amtstafel vorzusehen, die jedenfalls 
während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 
mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 
Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß § 13 
Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 
 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) zu 
gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachungsdaten in inhaltlicher 
und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

 
§ 94b 

Sicherung der Authentizität und Integrität 
(1) Dokumente, die eine im Rahmen des RIS kundzumachende Verordnung enthalten, 

müssen ein Format haben, das auch mit nachfolgenden und neueren Softwareprodukten 
abgerufen werden kann (Aufwärtskompatibilität). Sie müssen mit einer elektronischen 
Amtssignatur versehen sein. 

(2) Dokumente gemäß Abs. 1 dürfen nach Erstellung der Amtssignatur nicht mehr 
geändert und, sobald sie zur Abfrage freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht 
werden. 

§ 94c 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

(1) Die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister kann durch Kundmachung einer 
Kundmachungsberichtigung im Verordnungsblatt 
 1. Abweichungen eines kundgemachten Rechtsakts von seinem Original 

(Kundmachungsfehler) und 
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 2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des Verordnungsblattes (zB Nummerierung der 
einzelnen Kundmachungen, Seitenangabe, Angabe des Tages zur Freigabe der 
Abfrage) 

berichtigen. 
(2) Eine Berichtigung im Sinn des Abs. 1 Z 1 ist unzulässig, wenn dadurch der materielle 

Inhalt einer kundgemachten Rechtsvorschrift geändert würde. 
§ 94d 

Amtstafel 
(1) Beim Amtsgebäude des Gemeindeamts ist eine Amtstafel einzurichten, die jedenfalls 

während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 
mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 
Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß § 13 
Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) An der Amtstafel sind 
 1. Beschlüsse, die keine Verordnungen zum Inhalt haben und für die die Kundmachung 

gesetzlich angeordnet ist, und 
 2. Informationen oder Beschlüsse, die die Öffentlichkeit berühren, 
- soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist - für die Dauer von zwei Wochen 
kundzumachen. Der Beginn und das Ende der Kundmachung sind in nachprüfbarer Weise zu 
dokumentieren. 

(3) Dokumente, die in elektronischer Form an der Amtstafel kundgemacht werden, müssen 
mit einer elektronischen Signatur versehen sein und dürfen nach Erstellung der elektronischen 
Signatur nicht mehr geändert und während der Frist nach Abs. 2 auch nicht mehr gelöscht 
werden. 

(4) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 
 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) zu 
gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachung in inhaltlicher und 
zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

(5) Wenn und solange die Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht bloß vorübergehend 
unmöglich ist, hat die Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher und vollständiger 
Weise zu erfolgen. 

(6) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Beschlüsse oder Informationen eine 
Kundmachung an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist zwei Wochen 
während der Amtsstunden die öffentliche Einsicht zu ermöglichen. Die Möglichkeit zur 
öffentlichen Einsicht ist während der Einsichtsfrist an der Amtstafel und auf der Internetseite 
der Gemeinde kundzumachen. 
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VII. HAUPTSTÜCK 

Staatliche Aufsicht über den eigenen Wirkungsbereich; Schutz der Selbstverwaltung 
§ 101 

Verordnungsprüfung 
(1) Die von der Gemeinde erlassenen Verordnungen hat der Bürgermeister unverzüglich 

der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. 
(2) Die Aufsichtsbehörde hat gesetzwidrige Verordnungen nach Anhörung der Gemeinde 

durch Verordnung aufzuheben und die Gründe hiefür der Gemeinde gleichzeitig mitzuteilen. 
Die Anhörung der Gemeinde gilt auch dann als erfolgt, wenn die Gemeinde von der 
Aufsichtsbehörde zur Abgabe einer Äußerung ausdrücklich aufgefordert wurde und die 
Äußerung der Gemeinde nicht innerhalb einer Frist von vier Wochen bei der Aufsichtsbehörde 
einlangt. 

(3) Eine von der Aufsichtsbehörde nach Abs. 2 erlassene Verordnung ist überdies von der 
Gemeinde unverzüglich an der Amtstafel kundzumachen. 

(3) Eine von der Aufsichtsbehörde nach Abs. 2 erlassene Verordnung ist überdies von der 
Gemeinde unverzüglich in gleicher Weise wie die aufgehobene Verordnung kundzumachen. 
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Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL. 1992) 
 

 
I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 
§ 6 

Amtsblatt 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz“ herauszugeben. In diesem 

können Verlautbarungen und Informationen, die für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt von 
Bedeutung sind, veröffentlicht werden. 

(2) Das Amtsblatt ist auf der Internetseite der Stadt zu veröffentlichen und zusätzlich zur 
unentgeltlichen öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden am Magistrat bereitzuhalten. 
Das Amtsblatt kann auch an Verkaufsstellen und im Abonnement vertrieben werden. 

(3) Der Tag der Herausgabe ist auf jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. Die Seiten 
und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu nummerieren. Wird das 
Amtsblatt auch physisch versendet, so hat die Versendung mit dem Tag der Herausgabe zu 
erfolgen. 

(4) Druckfehler im Amtsblatt sind in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz“ herauszugeben. In diesem 

sind jene Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Linz 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen sowie 
Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 
jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 
(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 
Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 
öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 
Abonnement vertrieben werden. 

II. HAUPTSTÜCK 
Organe der Stadt 

III. Abschnitt 
Der Stadtsenat 

§ 31 
Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 
werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben solange 
im Amt, bis die neu gewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 
 1. durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
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zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 5 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 
(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der Verzichtserklärung 
§ 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine Stadträtin 
bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 
Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 
(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als Mitglied 
des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 
Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 
des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 
Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der Wahl 
des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches Mitglied 
inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 
antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 
gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 
Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 
unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 
Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 
Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) bedarf  
zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch eine 
Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand bildende 
Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt der 
Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung ist 
binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 
Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit der 
Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) den 
Tag der Volksabstimmung gemäß § 65 und das Ergebnis der Volksabstimmung im Amtsblatt 
der Stadt LinzTag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und die Herstellung 
der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

III. HAUPTSTÜCK 
Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 
Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den im § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 
angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 
überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 
geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 
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(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VG sind der Stadt zur Besorgung im eigenen 
Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten 
gewährleistet: 
 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 
Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG); örtliche Veranstaltungspolizei; 
 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 
 5. Flurschutzpolizei; 
 6. örtliche Marktpolizei; 
 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 
 8. Sittlichkeitspolizei; 
 9. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 
 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 
 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 
Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 
Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 
Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 
in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 
Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 
ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 
erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 
Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 
Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des Bundes 
und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 
Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 
Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 
der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 
Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 
Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 
Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 
selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 
Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 
Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 



  Seite 16 

 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen Wirkungsbereiches 
bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 
 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§ 65)(§§ 6 und 65) sowie 
 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

VI. HAUPTSTÜCK 
Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, nach der Beschlussfassung elektronisch im Rahmen des Rechtsinformationssystems des 
Bundes (RIS) kundzumachen. Die kundzumachenden Verordnungen sind in Form eines 
elektronischen Verordnungsblattes an den Bund elektronisch zu übermitteln und im Internet 
unter der Adresse „www.ris.bka.gv.at“ durch Freigabe zur Abfrage zu veröffentlichen. 

(2) Das Verordnungsblatt hat je nach Vollzugsbereich die Bezeichnung 
„Verordnungsblatt I der Landeshauptstadt Linz - Bezirksverwaltung“ bzw. „Verordnungsblatt II 

der Landeshauptstadt Linz - Gemeindeverwaltung“ zu tragen und jeweils den Jahrgang, die 

jahrgangsweise fortlaufende Kundmachungsnummer und den Tag der Freigabe zur Abfrage 
im Internet zu enthalten. 

(3) Wenn in der Verordnung oder im Gesetz oder verfassungsmäßig nichts anderes 
bestimmt ist, erstreckt sich die Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung; als solcher gilt der Tag der Freigabe zur Abfrage 
im Internet. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei Gefahr im Verzug, kann jedoch in 
der Verordnung angeordnet werden, dass ihre Rechtswirksamkeit bereits mit dem Tag der 
Freigabe zur Abfrage im Internet beginnt. 

(4) Wenn und solange die Kundmachung der als Verordnungsblatt kundzumachenden 
Verordnungen im Rahmen des RIS nicht bloß vorübergehend unmöglich ist, hat deren 
Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher und vollständiger Weise zu erfolgen. Abs. 3 
ist sinngemäß anzuwenden. Solcherart kundgemachte Verordnungen sind sobald wie möglich 
im Rahmen des RIS unter der im Abs. 1 genannten Internetadresse wiederzugeben; diese 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

(5) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel udgl.) kundgemacht werden, 
wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit von 
Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft; sie sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Linz zu veröffentlichen. 
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§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz 
kundzumachen. Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von Fall 
zu Fall beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafel zu erfolgen hat. In diesem Fall 
beträgt die Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist 
gelten § 32 Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, 
BGBl. Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 
Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
 1. bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, 

an dem das Stück des Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und 
versendet wird, und 

 2. bei Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf 
der Kundmachungsfrist folgenden Tag. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei 
Gefahr im Verzug, kann jedoch in der Verordnung angeordnet werden, dass ihre 
Rechtswirksamkeit bereits vor diesem Zeitpunkt beginnt, frühestens jedoch mit Ablauf 
des Kundmachungstages. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 
werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 
von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Landeshauptstadt Linz wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 
Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 
zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist aufzulegen; Abs. 2 Z 2 gilt sinngemäß. In diesen Fällen ist die Tatsache 
der Auflegung kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 
Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 
Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 
von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65a 
Zugang zu den Verordnungen 

(1) Die im Rahmen des RIS kundgemachten Verordnungen sind vom Bund auf Dauer im 
RIS unter der im § 65 Abs. 1 genannten Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten; sie 
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müssen jederzeit ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich sein, sodass 
jedermann vom Inhalt der Verordnungen Kenntnis erlangen und Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Beim Magistrat kann während der Amtsstunden unentgeltlich Einsicht in den Text 
geltender Verordnungen, einschließlich in das elektronische Verordnungsblatt, genommen 
werden. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die 
Herstellung von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65b 
Sicherung der Authentizität und Integrität 

(1) Dokumente, die eine im Rahmen des RIS kundzumachende Verordnung enthalten, 
müssen ein Format haben, das auch mit nachfolgenden und neueren Softwareprodukten 
abgerufen werden kann (Aufwärtskompatibilität). Sie müssen mit einer elektronischen 
Amtssignatur versehen sein. 

(2) Dokumente gemäß Abs. 1 dürfen nach Erstellung der Amtssignatur nicht mehr 
geändert und, sobald sie zur Abfrage freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht 
werden. 

§ 65c 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

(1) Der Bürgermeister (Die Bürgermeisterin) kann durch Kundmachung einer 
Kundmachungsberichtigung im Verordnungsblatt 
 1. Abweichungen eines kundgemachten Rechtsakts von seinem Original 

(Kundmachungsfehler) und 
 2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des Verordnungsblattes (zB Nummerierung der 

einzelnen Kundmachungen, Seitenangabe, Angabe des Tages zur Freigabe der 
Abfrage) 

berichtigen. 
 (2) Eine Berichtigung im Sinn des Abs. 1 Z 1 ist unzulässig, wenn dadurch der materielle 
Inhalt einer kundgemachten Rechtsvorschrift geändert würde. 

VII. HAUPTSTÜCK 
Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 
§ 67 

Volksabstimmung 
(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 

einer Volksabstimmung unterzogen wird. 
(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 

(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 
Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 
dürfen nicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens zehn 
Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 
Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 
steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 
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(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 
Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 
festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 
formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 
der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 
die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 
Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 
Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 
Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 
BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 
ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag  in einem allgemein 
zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 
Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der O.ö. 
Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 
zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 
darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 
rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 

§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 
(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 
durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 
eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 
Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die 
Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das 
Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 
kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch erhoben 
werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 
Stimmberechtigten unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat 
auf Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von fünf Tagen nach seinem Einlangen das 
Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die Unrichtigkeit der 
durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der Ermittlung 
richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz kundzumachen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 
Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 
Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 
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(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 
abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 
auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 
(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des 
Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 
teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 
(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 
des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Das Ergebnis der Volksabstimmung ist vom (von der) Bürgermeister 
(Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachenzu verlautbaren. Im Fall des 
Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß dem Ergebnis der 
Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt. 

§ 68 
Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 
fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 
diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 4 % der Anzahl der für die 
vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 
Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 
zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 
Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 
werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 
Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 
beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 
festzusetzen. 

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 
Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 
konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 
Volksbefragung sein. 

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 
Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 
gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 
ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 
auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 
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(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß. 
(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Linz kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 
der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufzunehmen. 

VIII. HAUPTSTÜCK 
Aufsichtsrecht des Landes 

§ 73 
Verordnungsprüfung 

(1) Die von der Stadt im eigenen Wirkungsbereich erlassenen Verordnungen hat der (die) 
Bürgermeister (Bürgermeisterin) unverzüglich der Landesregierung mitzuteilen. 

(2) Die Landesregierung hat gesetzwidrige Verordnungen nach Anhörung der Stadt durch 
Verordnung aufzuheben und die Gründe hiefür der Stadt gleichzeitig mitzuteilen. Die Anhörung 
der Stadt gilt auch dann als erfolgt, wenn die Stadt von der Landesregierung zur Abgabe einer 
Äußerung ausdrücklich aufgefordert wurde und die Äußerung der Stadt nicht innerhalb einer 
Frist von acht Wochen bei der Landesregierung einlangt. 

(3) Eine Verordnung der Landesregierung nach Abs. 2 ist von der Stadt unverzüglich im 
Amtsblatt der Stadt Linzin gleicher Weise wie die aufgehobene Verordnung kundzumachen. 
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Statut für die Stadt Steyr 1992 (StS. 1992) 
 

 
I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 
§ 6 

Amtsblatt 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Steyr“ herauszugeben. In diesem können 

Verlautbarungen und Informationen, die für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt von 
Bedeutung sind, veröffentlicht werden. 

(2) Das Amtsblatt ist auf der Internetseite der Stadt zu veröffentlichen und zusätzlich zur 
unentgeltlichen öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden am Magistrat bereitzuhalten. 
Das Amtsblatt kann auch an Verkaufsstellen und im Abonnement vertrieben werden. 

(3) Der Tag der Herausgabe ist auf jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. Die Seiten 
und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu nummerieren. Wird das 
Amtsblatt auch physisch versendet, so hat die Versendung mit dem Tag der Herausgabe zu 
erfolgen. 

(4) Druckfehler im Amtsblatt sind in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Steyr“ herauszugeben. In diesem sind jene 

Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Steyr gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen sowie 
Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 
jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 
(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 
Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 
öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 
Abonnement vertrieben werden. 

II. HAUPTSTÜCK 
Organe der Stadt 

III. Abschnitt 
Der Stadtsenat 

§ 31 
Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 
werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben solange 
im Amt, bis die neugewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 
 1. durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
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zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 8 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 
(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der Verzichtserklärung 
§ 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine Stadträtin 
bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 
Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 
(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als Mitglied 
des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 
Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 
des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 
Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der Wahl 
des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches Mitglied 
inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 
antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 
gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 
Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 
unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 
Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 
Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) bedarf 
zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch eine 
Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand bildende 

Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt der 
Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung ist 
binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 
Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit der 
Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) den 
Tag der Volksabstimmung gemäß § 65 und das Ergebnis der Volksabstimmung im Amtsblatt 
der Stadt SteyrTag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und die 
Herstellung der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

III. HAUPTSTÜCK 
Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 
Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den im § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 
angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 
überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 
geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 
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(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VG sind der Stadt zur Besorgung im eigenen 
Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten 
gewährleistet: 
 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 
Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG); örtliche Veranstaltungspolizei; 
 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 
 5. Flurschutzpolizei; 
 6. örtliche Marktpolizei; 
 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 
 8. Sittlichkeitspolizei; 
 9. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 
 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 
 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 
Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 
Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 
Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 
in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 
Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 
ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 
erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 
Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 
Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des Bundes 
und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 
Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 
Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 
der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 
Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 
Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 
Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 
selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 
Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 
Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 
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 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen Wirkungsbereiches 
bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 
 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§ 65)(§§ 6 und 65) sowie 
 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

VI. HAUPTSTÜCK 
Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, nach der Beschlussfassung elektronisch im Rahmen des Rechtsinformationssystems des 
Bundes (RIS) kundzumachen. Die kundzumachenden Verordnungen sind in Form eines 
elektronischen Verordnungsblattes an den Bund elektronisch zu übermitteln und im Internet 
unter der Adresse „www.ris.bka.gv.at“ durch Freigabe zur Abfrage zu veröffentlichen. 

(2) Das Verordnungsblatt hat je nach Vollzugsbereich die Bezeichnung „Verordnungsblatt 
I der Stadt Steyr - Bezirksverwaltung“ bzw. „Verordnungsblatt II der Stadt Steyr - 
Gemeindeverwaltung“ zu tragen und jeweils den Jahrgang, die jahrgangsweise fortlaufende 
Kundmachungsnummer und den Tag der Freigabe zur Abfrage im Internet zu enthalten. 

(3) Wenn in der Verordnung oder im Gesetz oder verfassungsmäßig nichts anderes 
bestimmt ist, erstreckt sich die Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung; als solcher gilt der Tag der Freigabe zur Abfrage 
im Internet. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei Gefahr im Verzug, kann jedoch in 
der Verordnung angeordnet werden, dass ihre Rechtswirksamkeit bereits mit dem Tag der 
Freigabe zur Abfrage im Internet beginnt. 

(4) Wenn und solange die Kundmachung der als Verordnungsblatt kundzumachenden 
Verordnungen im Rahmen des RIS nicht bloß vorübergehend unmöglich ist, hat deren 
Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher und vollständiger Weise zu erfolgen. Abs. 3 
ist sinngemäß anzuwenden. Solcherart kundgemachte Verordnungen sind sobald wie möglich 
im Rahmen des RIS unter der im Abs. 1 genannten Internetadresse wiederzugeben; diese 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

(5) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel udgl.) kundgemacht werden, 
wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit von 
Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft; sie sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Stadt Steyr zu veröffentlichen. 
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§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachen. 
Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von Fall zu Fall 
beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafel zu erfolgen hat. In diesem Fall beträgt 
die Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 
Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 
Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
 1. bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, 

an dem das Stück des Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und 
versendet wird, und 

 2. bei Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf 
der Kundmachungsfrist folgenden Tag. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei 
Gefahr im Verzug, kann jedoch in der Verordnung angeordnet werden, dass ihre 
Rechtswirksamkeit bereits vor diesem Zeitpunkt beginnt, frühestens jedoch mit Ablauf 
des Kundmachungstages. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 
werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 
von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Stadt Steyr wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 
Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 
zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist aufzulegen; Abs. 2 Z 2 gilt sinngemäß. In diesen Fällen ist die Tatsache 
der Auflegung kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 
Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 
Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 
von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65a 
Zugang zu den Verordnungen 

(1) Die im Rahmen des RIS kundgemachten Verordnungen sind vom Bund auf Dauer im 
RIS unter der im § 65 Abs. 1 genannten Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten; sie 
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müssen jederzeit ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich sein, sodass 
jedermann vom Inhalt der Verordnungen Kenntnis erlangen und Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Beim Magistrat kann während der Amtsstunden unentgeltlich Einsicht in den Text 
geltender Verordnungen, einschließlich in das elektronische Verordnungsblatt, genommen 
werden. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die 
Herstellung von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65b 
Sicherung der Authentizität und Integrität 

(1) Dokumente, die eine im Rahmen des RIS kundzumachende Verordnung enthalten, 
müssen ein Format haben, das auch mit nachfolgenden und neueren Softwareprodukten 
abgerufen werden kann (Aufwärtskompatibilität). Sie müssen mit einer elektronischen 
Amtssignatur versehen sein. 

(2) Dokumente gemäß Abs. 1 dürfen nach Erstellung der Amtssignatur nicht mehr 
geändert und, sobald sie zur Abfrage freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht 
werden. 

§ 65c 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

(1) Der Bürgermeister (Die Bürgermeisterin) kann durch Kundmachung einer 
Kundmachungsberichtigung im Verordnungsblatt 
 1. Abweichungen eines kundgemachten Rechtsakts von seinem Original 

(Kundmachungsfehler) und 
 2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des Verordnungsblattes (zB Nummerierung der 

einzelnen Kundmachungen, Seitenangabe, Angabe des Tages zur Freigabe der 
Abfrage) 

berichtigen. 
(2) Eine Berichtigung im Sinn des Abs. 1 Z 1 ist unzulässig, wenn dadurch der materielle 

Inhalt einer kundgemachten Rechtsvorschrift geändert würde. 
VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 
(Einwohnerinnen) 

§ 67 
Volksabstimmung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 
einer Volksabstimmung unterzogen wird. 

(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 
(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 
Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 
dürfen nicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens sechs 
Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 
Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 
steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 
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(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 
Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 
festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 
formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 
der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 
die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 
Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 
Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 
Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 
BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 
ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag in einem allgemein 
zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 
Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der O.ö. 
Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 
zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 
darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 

rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 

§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 
(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 
durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 
eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 
Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlzeugen, Wahlhandlung und besondere 
Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. 
Für das Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 
kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch erhoben 
werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 
Stimmberechtigten unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat 
auf Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von fünf Tagen nach seinem Einlangen das 
Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die Unrichtigkeit der 
durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der Ermittlung 
richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz kundzumachen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 
Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 
Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 
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(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 
abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 
auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 
(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

Bürgermeister den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des Gemeinderates nach 
Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 
teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 
(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 
des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Das Ergebnis der Volksabstimmung ist vom (von der) Bürgermeister 
(Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachenzu verlautbaren. Im Fall des 
Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß dem Ergebnis der 
Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt. 

§ 68 
Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 
fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 
diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 5 % der Anzahl der für die 
vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 
Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 
zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 
Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 
werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 
Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 
beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 
festzusetzen. 

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 
Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 
konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 
Volksbefragung sein. 

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 
Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 
gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 
ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 
auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 
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(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß. 
(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Steyr kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 
der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufzunehmen. 

VIII. HAUPTSTÜCK 
Aufsichtsrecht des Landes 

§ 71 
Aufsicht im allgemeinen 

(1) Das Aufsichtsrecht über die Stadt ist durch die Landesregierung dahin auszuüben, daß 
die Stadt bei Besorgung des eigenen Wirkungsbereiches die Gesetze und Verordnungen nicht 
verletzt, insbesondere ihren Wirkungsbereich nicht überschreitet und die ihr gesetzlich 
obliegenden Aufgaben erfüllt. Die Befugnisse, die zu diesem Zweck der Landesregierung für 
den Bereich der Landesvollziehung zustehen, werden durch dieses Hauptstück bestimmt. 

(2) Entsteht der begründete Verdacht, dass die Stadt bei Besorgung des eigenen 
Wirkungsbereichs die Gesetze oder Verordnungen verletzt, insbesondere ihren 
Wirkungsbereich überschreitet oder die ihr gesetzlich obliegenden Aufgaben nicht erfüllt, hat 
die Landesregierung die Stadt über die für diesen Verdacht maßgeblichen Gründe zu 
informieren und ihr Gelegenheit zu geben, binnen angemessen festzusetzender Frist dazu 
Stellung zu nehmen. 

(3) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechts steht niemandem ein Rechtsanspruch zu; in den 
Fällen des § 78 steht nur der Stadt ein Rechtsanspruch zu. 

§ 73 
Verordnungsprüfung 

(1) Die von der Stadt im eigenen Wirkungsbereich erlassenen Verordnungen hat der (die) 
Bürgermeister (Bürgermeisterin) unverzüglich der Landesregierung mitzuteilen. 

(2) Die Landesregierung hat gesetzwidrige Verordnungen nach Anhörung der Stadt durch 
Verordnung aufzuheben und die Gründe hiefür der Stadt gleichzeitig mitzuteilen. Die Anhörung 
der Stadt gilt auch dann als erfolgt, wenn die Stadt von der Landesregierung zur Abgabe einer 
Äußerung ausdrücklich aufgefordert wurde und die Äußerung der Stadt nicht innerhalb einer 
Frist von acht Wochen bei der Landesregierung einlangt. 

(3) Eine Verordnung der Landesregierung nach Abs. 2 ist von der Stadt unverzüglich im 
Amtsblatt der Stadt Steyrin gleicher Weise wie die aufgehobene Verordnung kundzumachen. 
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Statut für die Stadt Wels 1992 (StW. 1992) 
 

 
I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 
§ 6 

Amtsblatt 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Wels“ herauszugeben. In diesem können 

Verlautbarungen und Informationen, die für die Bürgerinnen und Bürger der Stadt von 
Bedeutung sind, veröffentlicht werden. 

(2) Das Amtsblatt ist auf der Internetseite der Stadt zu veröffentlichen und zusätzlich zur 
unentgeltlichen öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden am Magistrat bereitzuhalten. 
Das Amtsblatt kann auch an Verkaufsstellen und im Abonnement vertrieben werden. 

(3) Der Tag der Herausgabe ist auf jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. Die Seiten 
und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu nummerieren. Wird das 
Amtsblatt auch physisch versendet, so hat die Versendung mit dem Tag der Herausgabe zu 
erfolgen. 

(4) Druckfehler im Amtsblatt sind in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 
(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Wels“ herauszugeben. In diesem sind jene 

Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Wels gesetzlich 
vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen sowie 
Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 
jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 
(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 
Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 
öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 
Abonnement vertrieben werden. 

II. HAUPTSTÜCK 
Organe der Stadt 

III. Abschnitt 
Der Stadtsenat 

§ 31 
Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 
werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben solange 
im Amt, bis die neu gewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 
 1. Durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
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zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 8 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 
(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der Verzichtserklärung 
§ 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine Stadträtin 
bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 
Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 
(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als Mitglied 
des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 
Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 
des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 
Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der Wahl 
des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches Mitglied 
inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 
antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 
gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 
Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 
unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 
Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 
Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) bedarf 
zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch eine 
Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand bildende 

Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt der 
Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung ist 
binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 
Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit der 
Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) den 
Tag der Volksabstimmung gemäß § 65 und das Ergebnis der Volksabstimmung im Amtsblatt 
der Stadt WelsTag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und die 
Herstellung der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

III. HAUPTSTÜCK 
Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 
Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den in § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 
angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 
überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 
geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 
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(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VG sind der Stadt zur Besorgung im eigenen 
Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten 
gewährleistet: 
 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 
Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG); örtliche Veranstaltungspolizei; 
 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 
 5. Flurschutzpolizei; 
 6. örtliche Marktpolizei; 
 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 
 8. Sittlichkeitspolizei; 
 9. örtliche Baupolizei; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 
 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 
 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 
Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 
Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 
Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 
in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 
Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 
ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 
erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 
Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 
Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des Bundes 
und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 
Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 
Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 
der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 
Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 
Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 
Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 
selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 
Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 
Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 
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 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen Wirkungsbereiches 
bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 
 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§ 65)(§§ 6 und 65) sowie 
 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

VI. HAUPTSTÜCK 
Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Urkunden 

§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, nach der Beschlussfassung elektronisch im Rahmen des Rechtsinformationssystems des 
Bundes (RIS) kundzumachen. Die kundzumachenden Verordnungen sind in Form eines 
elektronischen Verordnungsblattes an den Bund elektronisch zu übermitteln und im Internet 
unter der Adresse „www.ris.bka.gv.at“ durch Freigabe zur Abfrage zu veröffentlichen. 

(2) Das Verordnungsblatt hat je nach Vollzugsbereich die Bezeichnung „Verordnungsblatt 

I der Stadt Wels - Bezirksverwaltung“ bzw. „Verordnungsblatt II der Stadt Wels - 
Gemeindeverwaltung“ zu tragen und jeweils den Jahrgang, die jahrgangsweise fortlaufende 
Kundmachungsnummer und den Tag der Freigabe zur Abfrage im Internet zu enthalten. 

(3) Wenn in der Verordnung oder im Gesetz oder verfassungsmäßig nichts anderes 
bestimmt ist, erstreckt sich die Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung; als solcher gilt der Tag der Freigabe zur Abfrage 
im Internet. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei Gefahr im Verzug, kann jedoch in 
der Verordnung angeordnet werden, dass ihre Rechtswirksamkeit bereits mit dem Tag der 
Freigabe zur Abfrage im Internet beginnt. 

(4) Wenn und solange die Kundmachung der als Verordnungsblatt kundzumachenden 
Verordnungen im Rahmen des RIS nicht bloß vorübergehend unmöglich ist, hat deren 
Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher und vollständiger Weise zu erfolgen. Abs. 3 
ist sinngemäß anzuwenden. Solcherart kundgemachte Verordnungen sind sobald wie möglich 
im Rahmen des RIS unter der im Abs. 1 genannten Internetadresse wiederzugeben; diese 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 

(5) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel udgl.) kundgemacht werden, 
wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit von 
Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft; sie sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Stadt Wels zu veröffentlichen. 
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§ 65 
Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen. 
Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von Fall zu Fall 
beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafel zu erfolgen hat. In diesem Fall beträgt 
die Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 
Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 
Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt 
 1. bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, 

an dem das Stück des Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und 
versendet wird, und 

 2. bei Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf 
der Kundmachungsfrist folgenden Tag. Bei Vorliegen besonderer Gründe, wie etwa bei 
Gefahr im Verzug, kann jedoch in der Verordnung angeordnet werden, dass ihre 
Rechtswirksamkeit bereits vor diesem Zeitpunkt beginnt, frühestens jedoch mit Ablauf 
des Kundmachungstages. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 
können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 
Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 
werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 
von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht rasch 
genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen treten, 
wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 
Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im Amtsblatt 
der Stadt Wels wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 
Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 
zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 
Kundmachungsfrist aufzulegen; Abs. 2 Z 2 gilt sinngemäß. In diesen Fällen ist die Tatsache 
der Auflegung kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 
Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 
Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 
von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65a 
Zugang zu den Verordnungen 

(1) Die im Rahmen des RIS kundgemachten Verordnungen sind vom Bund auf Dauer im 
RIS unter der im § 65 Abs. 1 genannten Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten; sie 
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müssen jederzeit ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich sein, sodass 
jedermann vom Inhalt der Verordnungen Kenntnis erlangen und Ausdrucke erstellen kann. 

(2) Beim Magistrat kann während der Amtsstunden unentgeltlich Einsicht in den Text 
geltender Verordnungen, einschließlich in das elektronische Verordnungsblatt, genommen 
werden. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die 
Herstellung von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 65b 
Sicherung der Authentizität und Integrität 

(1) Dokumente, die eine im Rahmen des RIS kundzumachende Verordnung enthalten, 
müssen ein Format haben, das auch mit nachfolgenden und neueren Softwareprodukten 
abgerufen werden kann (Aufwärtskompatibilität). Sie müssen mit einer elektronischen 
Amtssignatur versehen sein. 

(2) Dokumente gemäß Abs. 1 dürfen nach Erstellung der Amtssignatur nicht mehr 
geändert und, sobald sie zur Abfrage freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht 
werden. 

§ 65c 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

(1) Der Bürgermeister (Die Bürgermeisterin) kann durch Kundmachung einer 
Kundmachungsberichtigung im Verordnungsblatt 
 1. Abweichungen eines kundgemachten Rechtsakts von seinem Original 

(Kundmachungsfehler) und 
 2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des Verordnungsblattes (zB Nummerierung der 

einzelnen Kundmachungen, Seitenangabe, Angabe des Tages zur Freigabe der 
Abfrage) 

berichtigen. 
 (2) Eine Berichtigung im Sinn des Abs. 1 Z 1 ist unzulässig, wenn dadurch der materielle 
Inhalt einer kundgemachten Rechtsvorschrift geändert würde. 

VII. HAUPTSTÜCK 
Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 
§ 67 

Volksabstimmung 
(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß ein vom Gemeinderat beschlossener Antrag 

einer Volksabstimmung unterzogen wird. 
(2) Die Bestellung der Organe der Stadt, Personalangelegenheiten, Abgaben, Entgelte 

(Tarife), die Feststellung des Voranschlages, der Rechnungsabschluß, die Verleihung des 
Ehrenbürgerrechtes, Verordnungen sowie behördliche Entscheidungen und Verfügungen 
dürfennicht Gegenstand einer Volksabstimmung sein. 

(3) Der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung muß von mindestens sechs 
Mitgliedern des Gemeinderates unterfertigt sein. Er ist spätestens in der Sitzung des 
Gemeinderates zu stellen, auf deren Tagesordnung die Beschlußfassung über jenen Antrag 
steht, der gemäß Abs. 1 einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. 
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(4) Im Beschluß auf Vornahme einer Volksabstimmung hat der Gemeinderat den Tag der 
Volksabstimmung festzusetzen. Hiefür darf nur ein Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag 
festgesetzt werden. 

(5) Der Gegenstand der Volksabstimmung muß vom Gemeinderat in Form einer Frage so 
formuliert werden, daß die Beantwortung nur mit „Ja“ oder mit „Nein“ möglich ist. 

(6) Der Tag der Volksabstimmung ist zugleich mit der zu beantwortenden Frage vom (von 
der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) gemäß § 65 kundzumachen. Stimmberechtigt ist, wer 
die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum Gemeinderat im Sinn des § 17 
Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an dem vom Gemeinderat der 
Beschluß gefaßt wird, der einer Volksabstimmung unterzogen werden soll. Die 
Stimmberechtigten sind unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des 
Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. 
Nr. 117/1996, und der Europa-Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, 
BGBl. Nr. 118/1996, in Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten 
ist zulässig. Die Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag in einem allgemein 
zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 
Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der O.ö. 
Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß anzuwenden. 

(7) Für die Volksabstimmung sind Amtliche Stimmzettel von einheitlicher Farbe und Größe 
zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 
hergestellt werden. Der Amtliche Stimmzettel hat den Gegenstand der Volksabstimmung und 
darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und rechts daneben einen Kreis sowie auf der 

rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind 
§ 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 
(Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden. 

(8) Die Volksabstimmung ist von der Stadtwahlbehörde und den Sprengelwahlbehörden 
durchzuführen, die nach der O.ö. Kommunalwahlordnung für die Wahl des Gemeinderates 
eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der O.ö. Kommunalwahlordnung über 
Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die 
Ausübung des Wahlrechts für das Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das 
Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. 

(9) Innerhalb von fünf Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 
kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch erhoben 
werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens einem Prozent der 
Stimmberechtigten unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Stadtwahlbehörde hat 
auf Grund eines gültigen Einspruchs innerhalb von fünf Tagen nach seinem Einlangen das 
Ergebnis der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die Unrichtigkeit der 
durchgeführten Ermittlung, hat die Stadtwahlbehörde das Ergebnis der Ermittlung 
richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 15 erster Satz kundzumachen. 

(10) Ein zulässig eingebrachter Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung hat zur 
Folge, daß der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) mit der Vollziehung des Beschlusses des 
Gemeinderates, auf den er sich bezieht, innezuhalten hat. 
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(11) Wird der Antrag auf Anordnung einer Volksabstimmung gemäß § 18 Abs. 2 
abgelehnt, so hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den Beschluß des Gemeinderates, 
auf den sich die Volksabstimmung beziehen sollte, nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(12) Lautet mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf „Nein“, so gilt der 

Beschluß des Gemeinderates, der der Volksabstimmung unterzogen wurde, als aufgehoben. 
(13) Lautet die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen oder mehr auf „Ja“, so hat der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß des 
Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(14) Hat an der Volksabstimmung weniger als ein Viertel der Wahlberechtigten 
teilgenommen, so kommen die Bestimmungen der Abs. 12 und 13 nicht zur Anwendung; der 
(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den der Volksabstimmung unterzogenen Beschluß 
des Gemeinderates nach Maßgabe des § 22 zu vollziehen. 

(15) Das Ergebnis der Volksabstimmung ist vom (von der) Bürgermeister 
(Bürgermeisterin) im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachenzu verlautbaren. Im Fall des 
Abs. 14 ist in die Kundmachung der Hinweis aufzunehmen, daß dem Ergebnis der 
Volksabstimmung keine verbindliche Wirkung zukommt. 

§ 68 
Volksbefragung 

(1) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über bestimmte, in seinen Aufgabenbereich 
fallende Angelegenheiten eine Volksbefragung durchgeführt wird. Eine Volksbefragung in 
diesen Angelegenheiten ist anzuberaumen, wenn dies von 4 % der Anzahl der für die 
vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten hinsichtlich einer bestimmten 
Frage verlangt wird. Das Verlangen kann von der darin als bevollmächtigt oder 
zustellungsbevollmächtigt genannten Person bis zum Beschluss des Gemeinderats über die 
Festsetzung des Tages der Volksbefragung durch eine schriftliche Erklärung zurückgezogen 
werden. Der Zurückziehung beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Der 
Gemeinderat hat in der dem Einlangen der Zurückziehung folgenden Sitzung darüber zu 
beraten und diese zur Kenntnis zu nehmen oder mit Beschluss den Tag der Volksbefragung 
festzusetzen. 

(1a) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 
Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 
konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 
Volksbefragung sein. 

(2) Der Gegenstand der Volksbefragung muß vom Gemeinderat in Form einer 
Fragestellung so formuliert werden, daß diese entweder mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet oder, 

wenn über zwei oder mehrere alternative Lösungsvorschläge entschieden werden soll, der 
gewählte Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnet werden kann. 

(3) Die Stimmzettel dürfen nur auf „Ja“ oder „Nein“ lauten bzw. müssen den gewählten 

Lösungsvorschlag eindeutig bezeichnen. Enthält ein Umschlag mehr als einen gültig 
ausgefüllten Stimmzettel und lauten diese Stimmzettel teils auf „Ja“ und teils auf „Nein“ oder 

bezeichnen sie verschiedene Lösungsvorschläge, so sind alle ungültig; lauten entweder alle 
auf „Ja“ oder alle auf „Nein“ oder bezeichnen alle denselben Lösungsvorschlag, so sind sie 

nur als ein Stimmzettel zu zählen. 
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(4) Für die Durchführung der Volksbefragung gilt § 67 Abs. 4, 6, 8 und 9 sinngemäß. 
(5) Das Ergebnis der Volksbefragung ist vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

unverzüglich im Amtsblatt der Stadt Wels kundzumachen; die Angelegenheit, die Gegenstand 
der Volksbefragung war, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufzunehmen. 

VIII. HAUPTSTÜCK 
Aufsichtsrecht des Landes 

§ 73 
Verordnungsprüfung 

(1) Die von der Stadt im eigenen Wirkungsbereich erlassenen Verordnungen hat der (die) 
Bürgermeister (Bürgermeisterin) unverzüglich der Landesregierung mitzuteilen. 

(2) Die Landesregierung hat gesetzwidrige Verordnungen nach Anhörung der Stadt durch 
Verordnung aufzuheben und die Gründe hiefür der Stadt gleichzeitig mitzuteilen. Die Anhörung 
der Stadt gilt auch dann als erfolgt, wenn die Stadt von der Landesregierung zur Abgabe einer 
Äußerung ausdrücklich aufgefordert wurde und die Äußerung der Stadt nicht innerhalb einer 
Frist von acht Wochen bei der Landesregierung einlangt. 

(3) Eine Verordnung der Landesregierung nach Abs. 2 ist von der Stadt unverzüglich in im 
Amtsblatt der Stadt Welsgleicher Weise wie die aufgehobene Verordnung kundzumachen. 
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